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Drucksache 1652 


Der Bundesminister der Finanzen 
II E/3-BL 1530 B - 116 55 


Bonn, den 15. August 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Hilfsmaßnahmen im Zusammenhang mit der 
Freimachung der Stadt Bad Oeynhausen anläßlich 
der Verlegung des Hauptquartiers der britischen 
Rheinarmee 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
26. Mai '1955 

- Drucksachen 1349, 1161 - 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 83. Sitzung am 26. Mai 1955 
auf Grund des Mündlichen Berichts des Ausschusses für Besatzungs- 
folgen (5. Ausschuß) über den Antrag der Abgeordneten Wehking, 
Frau Dr. Steinbiß, Kunze (Bethel) und Genossen betr. Hilfsmaß- 
nahmen für Bad Oeynhausen - Drucksachen 1349, 1 161 - beschlossen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. mit Rücksicht auf die durch den Abzug des britischen Haupt- 
quartiers von Bad Oeynhausen entstandene besondere Lage die 
in den Richtlinien des Bundesministers der Finanzen über die Ge- 
währung von Bundesdarlehen für freigegebene gewerbliche 
Betriebe, Wohngebäude und Hausratsgegenstände vorgesehene 
Darlehenshöchstgrenze auf Antrag im Einzelfall zu überschreiten, 
wenn die Kosten für die Neuanschaffung die gewährte Ent- 
schädigung nach dem gemeinen Wert übersteigen, und dem 
Bundestag bis zum 1. September 1955 über die beantragten 
und gewährten Bundesdarlehen zu berichten; 

2. die Nummer 1 des Antrags - Drucksache 1161 - durch das 
Rundschreiben des Bundesministers der Finanzen vom 24. Januar 
1955 für erledigt zu erklären.” 

Zu Nr. 1 des im Vorstehenden wiedergegebenen Ersuchens an die 
Bundesregierung erlaube ich mir wie folgt zu berichten; 

Auf das Ersuchen des Bundestages habe ich die zuständigen Stellen 
des Bundes und des Landes Nordrhein-Westfalen davon unter- 
richtet, daß ich gegen den Beschluß des Bundestages Bedenken nicht 
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zu erheben habe. Ich habe mir jedoch die Bewilligung von Dar- 
lehen, welche die Höchstgrenze überschreiten sollen, selbst Vorbe- 
halten. Anträge auf Darlehen, welche die Höchstgrenze überschreiten, 
sind mir bisher noch nicht vorgelegt worden. Im einzelnen ergibt 
sich auf dem Gebiet der ßundesdarlehen in Bad Oeynhausen nach 
dem Stande vom 8. August 1955 folgendes Bild: 

Bis zum 8. August 1955 sind bei meiner BundesvermÖgensaußen- 
stclle der Oberfinanzdirektion Münster in Bad Oeynhausen insge- 
samt 134 Anträge auf Gewährung von Bundesdarlehen eingegangen. 

Weitere 56 Anträge lagen zu diesem Zeitpunkt noch dem Kreis- 
besatzungskostenamt Minden des Landes Nordrhein- Westfalen zur 
Vorbereitung, insbesondere zur Sammlung der erforderlichen Unter- 
lagen vor. 

Von diesen 56 Anträgen sind 27 jedoch nur vorsorglich und form- 
los gestellt worden; die Betroffenen haben hier die Höhe der 
Darlehen, die sie erstreben, noch nicht angegeben; audi bei den 
übrigen Anträgen haben die Betroffenen in 6 Fällen die Höhe des 
von ihnen beantragten Darlehens noch nicht beziffert. 

Die bei meiner Bundesvermögensaußenstelle eingegangenen 134 Dar- 


lehensanträge verteilen sich auf 

Gaststätten- und Beherbergungsbetriebe 30 

andere gewerbliche Betriebe 15 

Wohngrundstücke 30 

Hausrat 59 


134. 


Von diesen Anträgen sind 94 bewilligt, 12 ab gelehnt, 3 zurück- 
gezogen und 10 ausgesetzt worden. 


Die bewilligten 94 Anträge umfaßten eine Antragssumme von ins- 
gesamt 1 295 900, — DM. Hiervon ist eine Gesamtsumme von 
962 550, — DM bewilligt worden, und zwar für 


Gaststätten- und Beherberguiigsbetriebe 

19 

mit 

andere gewerbliche Betriebe 

8 

mit 

Wohngrundstücke 

19 

mit 

Hausrat 

48 

mit 


605 600,— DM 
146 400,— DM 
131 000,— DM 
79 550,— DM 


94 mit 962 550,— DM. 


In 44 der Bewilligungsfälle ist der beantragte Betrag in voller Höhe 
bewilligt worden. In den restlidien 50 Bewilligungsfällen sind die 
beantragten Darlehen nur bis zu der allgemein zulässigen Höchst- 
grenze bewilligt worden. In diesen bereits entschiedenen Fällen 
sind Anträge auf eine Darlehenserhöhung über die Höchstgrenze 
hinaus auf Grund meiner Mitteilung, daß ich Bedenken gegen den 
obengenannten Beschluß des Bundestages nicht zu erheben habe, 
bisher nicht eingegangen. Unter den noch nicht entschiedenen An- 
trägen befindet sich nur einer, in dem eine Überschreitung der 
Darlehenshöchstgrenze begehrt wird. Es handelt sich dabei um den 
Fall einer Aktiengesellschaft, der wegen seines großen Umfangs z. Z. 
noch nicht entscheidungsreif ist. Nach den allgemeinen Bestimmungen 
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über die Höchstgrenze der Bundesdarlehen könnte die AG, wenn 
die sonstigen Voraussetzungen, insbesondere die Möglichkeit cfus- 
reichender Sicherung des Darlehens und eine zu erwartende Renta- 
bilität des Betriebes vorliegen, ein Bundesdarlehen von 388 300, — DM 
erhalten ; beantragt ist ein Darlehen von 450 000, — DM. 

In den 12 Fällen abgelehnter Bundesdarlehen waren insgesamt 
73 050, — DM beantragt. 

In den drei Fällen zurückgezogener Anträge waren insgesamt 
34 000, — DM als Darlehen beantragt. 

Mit den 10 ausgesetzten Anträgen sind insgesamt 332 000, — DM 
als Bundesdarlehen beantragt worden. Weil bereits die Entschädigung 
für den Besatzungsschaden voraussichtlich etwa 70 v. H. der Wie- 
derherstellungskosten ausmachen wird, soll zunächst der Abschluß 
des Entschädigungsverfahrens abgewartet werden. Das Kreisbesatzungs- 
kostenamt ist angewiesen, diese Entschädigungsverfahren beschleunigt 
zum Abschluß zu bringen. 


In Vertretung des Staatssekretärs 

Dr. Oeftering 
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